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://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Weiterlei-

tung an die Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie 
des Ständerates (UREK-S) genehmigt. 

 

 

Begründung 

Im Rahmen der Vernehmlassung zur Teilrevision zum Gewässer-
schutzgesetz teilt der Regierungsrat Basel-Stadt der Kommission für 
Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates mit, dass er der 
beabsichtigten Revision nicht zustimmen kann. Der Regierungsrat er-
achtet die Deponierung von Abfällen im Bereich von Gewässern als ge-
fährlich. Aus der Sicht des Gewässerschutzes lehne er eine derartige 
generelle, gesetzlich bewilligte Ausnahmeregelung ab, zumal sie auch 
die Suche nach alternativen Standorten nicht begünstigt. 

 

                                                                                           
 


